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Mit der Studie Stadtmacherinnen und Stadt-
macher setzt der vhw gemeinsam mit dem 
Berliner Institut für Demokratische Entwick-
lung und Soziale Integration (DESI) und der 
Berliner L.I.S.T. Stadtentwicklungsgesellschaft 
mbH die Debatte um die Intermediären fort, 
die mit der Veröffentlichung des Debatten-
buchs „Mittler, Macher, Protestierer“ (Beck/ 
Schnur 2016, jovis Verlag, Berlin) begonnen 
wurde. Im Fokus der Studie stehen die Verän-
derungen der Aushandlungsprozesse zwi-
schen Kommune, Wirtschaft, organisierter Zi-
vilgesellschaft und einzelnen Bürgerinnen und 
Bürgern. Der Schwerpunkt liegt auf Initiativen, 
die sich durch neuartige Kooperationsformen 
mit der Kommune, Veränderungen in den 
diesbezüglichen formellen bzw. informellen 
Kooperationsstrukturen und Schnittstellen 
oder eigenständige Ideen und Projekte im 
Umgang mit aktuellen Herausforderungen der 
Stadtentwicklung auszeichnen.  

Wie können zivilgesellschaftliche Initiativen 
eingebunden werden, um Berlin als Kopro-
duktion von Stadtgesellschaft, Verwaltung 
und Politik zu gestalten?  

Von konkreten Anliegen vor Ort bis zu 
stadtweiten Diskursnetzwerken: Diese Initia-
tiven – wir nennen sie Stadtmacherinnen und 
Stadtmacher – stehen für ein zivilgesellschaft-
liches Potenzial, das Berlin zusätzliche Hand-
lungs- und Gestaltungsmöglichkeiten bietet. 
Dazu sind geeignete Schnittstellen zu Politik 
und Verwaltung gefordert, die eine verläss-
liche Kooperation ermöglichen, und eine 
Kultur der Kooperation, die Stadtmacherinnen 
und Stadtmacher als Mittler und Macher, und 
nicht (nur) als Protestierer begreift. Beides ist 
momentan in Bewegung – zumindest in den 
von uns untersuchten Projekten.  

In Berlin begegnet uns eine Vielfalt an zivilge-
sellschaftlichen Initiativen, die Stadtentwick-
lung mitgestalten. Ist das neu?  

Diese Initiativen sind Ausdruck eines realen 
Engagementpotenzials und gestiegener Be-
teiligungsansprüche, aktuell insbesondere bei 
den Themen Wohnungspolitik und Flüchtings-
/Integrationspolitik und bei der Gestaltung öf-
fentlicher Plätze. Sie illustrieren einen Verän-
derungsprozess von Stadtentwicklung, in des-
sen Kontext die Bedeutung nichtstaatlicher 
Akteure zunimmt. Die Kompetenzen und 
Netzwerke dieser meist sehr konkret und lokal 
agierenden Akteure verändern sich momentan 
qualitativ, so dass sich auch die Frage stellt, 
welche übergeordnete politische Rolle sie 
übernehmen wollen bzw. sollen. 

Was sind Eckpunkte der Veränderungen, die 
sich im Engagement von Stadtmacherinnen 
und Stadtmachern beschreiben lassen? 

Mit den Schwerpunkten „Kooperations-
strukturen“, „Wirkungen“ und „Politisierung 
und Zukunftsvisionen“ wird hier an die bereits 
veröffentlichten Zwischenergebnisse der Stu-
die angeknüpft (vgl. vhw-werkSTADT 11/2017).    

  
Zur Studie: www.stadtmacher.info  

Aufbauend auf einer explorativen Analyse 
von Berliner Stadtentwicklungsinitiativen 
wurden folgende Initiativen näher unter-
sucht: Die Initiativen „Bundesplatz“ und 
„Kotti & Co“ aus dem Themenfeld Stadt-
entwicklung und Wohnen, die Initiativen 
„Hellersdorf hilft“ und „Willkommen im 
Westend“ aus dem Themenfeld Flüchtlings- 
und Willkommensinitiativen und die Initia-
tive „Haus der Statistik“, die an der Schnitt-
stelle dieser Themenfelder liegt. 
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Kooperationsstrukturen 

1. Die Kooperationspraxis von Stadtmacherin-
nen und Stadtmachern changiert zwischen ko-
operativen Impulsen und „konfrontativer Ko-
operation“. Die untersuchten zivilgesellschaft-
lichen Initiativen weisen im Hinblick auf En- 
gagementpotenziale, Beteiligungsansprüche 
und Vermittlung ihrer Interessen eine Reihe 
von Gemeinsamkeiten auf. Basis des koopera-
tiven Agierens aller Initiativen ist es, ihre Anlie-
gen durch die Suche nach aktiven Unterstüt-
zerinnen und Unterstützern, vielfältige Formen 
des Protests und die Suche nach geeigneten 
Partnerinnen und Partnern zu schärfen, zu ver-
stärken und öffentlich sichtbar zu machen 
bzw. an dafür zuständige politische und admi-
nistrative Akteure heranzutragen und diese 
zum Handeln zu bewegen. 

2. Die beiden untersuchten Themenfelder 
„Stadtentwicklung und Wohnen“ und 
„Flüchtlings- und Willkommensinitiativen“ las-
sen qualitative Unterschiede bei den Schnitt-
stellen zu Politik und Verwaltung und der Kul-
tur der Kooperation erkennen. Akteure im Be-
reich der Stadtentwicklung verfügen über eine 
längere Geschichte in der Artikulation ihrer In-
teressen und Durchsetzung ihrer Ziele, wäh-
rend die Willkommensinitiativen ein neues, 
auf die Aufnahme und Integration von Ge-
flüchteten bezogenes Phänomen sind, deren 
strukturelle Verankerung noch fragil und de-
ren langfristige Rolle, z.B. in Bezug auf die In-
tegration von Geflüchteten, noch nicht abzu-
sehen ist. 

3. Stadtmacherinnen und Stadtmacher verfü-
gen über eine neuartige Qualität von vertika-
len, vor allem aber auch horizontalen Netz-
werkstrukturen. Die zivilgesellschaftlichen Ak-
teure spielen eine wichtige Rolle als Vermittler 

zwischen Bürgerinnen, Bürgern und Verwal-
tung, in dem lokale Anliegen in oft hoher Pro-
fessionalität bearbeitet, mit Fachwissen ver-
knüpft sowie durch vertikale und horizontale 
Netzwerke in politische Aushandlungspro-
zesse übertragen werden. „Neu“ an diesen In-
termediären ist vor allem die starke horizontale 
Vernetzung, die – durch die Nutzung digitaler 
Medien – hohe Geschwindigkeit bei der Akti-
vierung von Engagement und Protestpotenzi-
alen sowie die Qualität und Quantität, mit der 
stadtgesellschaftliche Anliegen außerhalb 
„klassischer“ Vermittler erfolgreich in der Öf-
fentlichkeit vertreten und platziert werden. 

4. Stadtmacherinnen und Stadtmachern bün-
deln Kompetenzen zu stadtentwicklungspoli-
tischen Herausforderungen über horizontale 
Netzwerke. Dies macht sie auf vielen Ebenen 
der Stadtentwicklung als Wissens- und Hand-
lungs-Ressource anschlussfähig. Die Initiativen 
sind auf der horizontalen Ebene äußerst viel-
fältig, flexibel und oft informell, aber dennoch 
stabil vernetzt und erschließen sich dadurch 
Zugang zu bestehenden Ressourcen. Im politi-
schen Raum, in dem sich die Initiativen bewe-
gen, ist „Horizontalität“ dabei mehrdimensio-
nal: Es gibt auch in horizontaler Betrachtung 
„höhere Ebenen“ – beispielsweise von Akteu-
ren mit nützlicher Expertise oder ermöglichen-
den Zugängen. Die breite Vernetzung ermög-
licht das Suchen und Finden von Partnerinnen 
und Partnern, die ein Wirken in „höhere Ebe-
nen“ bis hin zu politischen und administrati-
ven, also klassischen „vertikalen“ Ebenen er-
öffnen. 

5. Die Kooperationsimpulse von Stadtmache-
rinnen und Stadtmachern sind vor Ort – in den 
Bezirken – häufig anschlussfähig an die Agen-



 

3 Tischvorlage, vhw-Studie Stadtmacherinnen und Stadtmacher, 28.2.2017 

den von Politik und Verwaltung. Die Beteili-
gung zivilgesellschaftlicher Akteure und ihre 
Kooperation mit der Verwaltung ist auf kom-
munaler, also bezirklicher Ebene, bei den 
meisten untersuchten Initiativen sehr ausge-
prägt. Eine positive Grundhaltung in den Be-
zirken resultiert teilweise auch aus einer ge-
meinsamen Haltung gegenüber der Landes-
ebene. Willkommensinitiativen profitieren zu-
dem davon, dass sie auf Grund der „plötzli-
chen Notsituation“ eine unverzichtbare Unter-
stützung für die Bezirke bei der Versorgung 
von Geflüchteten darstellten. Diese Ausnah-
mesituation hat Möglichkeitsräume eröffnet, 
die unter „normalen“ Umständen nicht vor-
stellbar gewesen wären. 

6. An den Schnittstellen zur Landes- und Bun-
despolitik befinden sich häufiger Abwehrme-
chanismen. Stadtmacherinnen und Stadtma-
cher werden hier eher (noch?) als „Protestie-
rende“ betrachtet. Auf der Landesebene fällt 
es den Initiativen dagegen wesentlich schwe-
rer, Gehör für ihre Anliegen zu gewinnen. Zu 
den Hemmnissen gehört vor allem der Mangel 
an Schnittstellen. So fehlen zumeist konkrete 
und formelle Ansprechpersonen in der Lan-
desverwaltung. Darüber hinaus scheint es 
auch immer wieder an einer Bereitschaft zu 
mangeln, Initiativen über den Bezirk hinaus als 
legitime Vertreterinnen und Vertreter von zivil-
gesellschaftlichen Interessen in Entscheidungs- 
und Gestaltungsprozesse einzubinden; die 
Haltung ihnen gegenüber verbleibt zumeist 
auf einer informellen Einbindung als Vermitt-
lerinnen und Vermittler von Informationen o-
der Impulsen. 

7. Prozessstrukturen für verlässliche Koopera-
tionen mit Stadtmacherinnen und Stadtma-

chern sind auf Bezirksebene oft bereits ange-
legt – scheinen aber (noch?) zu schwach auf-
gestellt zu sein. Vorhandene Ansprechperso-
nen in den bezirklichen Verwaltungen sind 
schwach aufgestellt oder ihre Zuständigkeiten 
und Rollen sind häufig noch unklar (z.B. Eh-
renamts- und Flüchtlingskoordinatorinnen 
bzw. –koordinatoren). Die Wirksamkeit erfolg-
versprechender Schnittstellen, beispielsweise 
der Sozialraumkoordination, wird innerhalb 
der Verwaltung durch vertikale Prozesse und 
fehlendes Querschnittsdenken begrenzt. 

8. Eine Kultur der Kooperation, die Stadtma-
cherinnen und Stadtmacher als Mittler und 
Macher begreift, und nicht (nur) als Protestie-
rende, ist auf den unterschiedlichen politi-
schen Ebenen ungleich entwickelt. Die beiden 
politischen Ebenen (Bezirk und Land) sind 
durch unterschiedliche Politik- und  Partizipa-
tionsvorstellungen geprägt: Auf kommuna-
ler/bezirklicher Ebene zeigt sich häufig eine 
wertschätzende, auf Landesebene eher eine 
instrumentelle Vorstellung zivilgesellschaftli-
cher Beteiligung. Auf Landesebene ist der 
Drang nach stringentem „Durchregieren“ auf 
der Grundlage von Koalitionsvereinbarungen 
vorherrschend; ein (demokratisches, korrekti-
ves) „Aufsuchen“ zivilgesellschaftlicher Mei-
nungen bzw. Offenheit und entsprechendes 
Querdenken sind wenig verbreitet. Notwendig 
für einen demokratischen stadtpolitischen Pro-
zess ist aber eine Beteiligungskultur, die politi-
sche Maßnahmen durch gegenseitige Rück-
kopplung und Austausch mit den an der Stadt 
beteiligten Akteuren trifft oder legitimiert. 

9. An der Schnittstelle von Kommune und zi-
vilgesellschaftlichen Initiativen ist „Intermedia-
rität“ häufig noch von Einzelpersonen abhän-
gig. Ausnahmen von einer Distanz gegenüber 
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Stadtmacherinnen und Stadtmachern finden 
sich in Form engagierter Einzelpersonen in der 
Verwaltung, welche sich zivilgesellschaftlicher 
Anliegen annehmen und bereit sind, innova-
tive Wege einzuschlagen. Aber auch diese 
Handlungsspielräume sind strukturell be-
grenzt. Innovationsschübe entstehen dagegen 
dort, wo beispielsweise bei externen Stellen-
besetzungen Mitarbeitende übernommen 
werden, die aus einem zivilgesellschaftlichen 
Umfeld kommen. 

 

Wirkungen 

10. Das Mobilisierungspotenzial für lokale An-
liegen hat sich in den letzten Jahren stark er-
höht. Immer häufiger gelingt es Initiativen der 
Stadtgesellschaft, eigene Ideen im politischen 
Raum zu artikulieren und in politische Aus-
handlungsprozesse einzubringen. 

11. Kooperationserfolge sind nicht verlässlich. 
Was heute mühsam errungen wurde, kann 
morgen leider schon hinfällig sein. Es besteht 
ein Mangel an strukturell nachhaltigen Einbin-
dungsstrukturen. Den Initiativen gelingen nur 
wenige strukturelle Veränderungen und Er-
folge, da es an der dafür notwendigen admi-
nistrativen Offenheit sowie geeigneten 
Schnittstellen zum Einbringen zivilgesellschaft-
licher Anliegen mangelt. Viele Teilerfolge wer-
den durch erfolgreich aufgebauten öffentli-
chen Druck erzwungen, nicht jedoch durch 
symmetrischen politischen Austausch. Zum 
Teil gelingt es den Initiativen, in einer ver-
gleichsweise visions- und innovationsarmen 
Verwaltung innovative Strukturen anzuregen 
(z.B. Ermöglichung direkter Wege und Einsatz 

für ein Anliegen statt „Dienst nach Vor-
schrift“, Ehrenamts- und Flüchtlingskoordina-
tion). 

12. Stadtmacherinnen und Stadtmacher avan-
cieren über ihre eigenen und über netzwerk-
artig mobilisierbare Kompetenzen zu relevan-
ten stadtentwicklungspolitischen Akteuren, 
die Alternativen artikulieren können. Die Initi-
ativen entfalten ihre Wirkungen vor allem über 
die Aneignung von Wissen und den Aufbau 
von Fachexpertise, sodass beteiligte Einzelper-
sonen – meist unbeabsichtigt – zu „zivilgesell-
schaftlichen Expertinnen und Experten“ wer-
den, welche teilweise auch weit über die An-
liegen der Initiative hinaus gefragt sind. Dar-
über hinaus ist es durch horizontale Vernet-
zung leicht möglich, an unterstützende Exper-
tinnen und Experten zu kommen. Fachlichkeit 
und Expertise fließen somit nicht mehr nur aus 
der Verwaltung in Aushandlungsprozesse ein, 
sondern auch aus der „gelebten“ Zivilgesell-
schaft. Administrativen Sichtweisen werden 
somit konkurrierende Perspektiven entgegen-
gestellt. Wissen ist – auch durch Online-Kom-
munikation und soziale Netzwerke – schneller 
mobilisierbar, schneller aufzubereiten und 
lässt sich leichter weiter verbreiten. 

13. Stadtmacherinnen und Stadtmacher sind 
ein wirksames Potenzial für die lokale Demo-
kratie und die soziale Kohäsion vor Ort. Die Ini-
tiativen haben eine positive Wirkung auf den 
sozialen Zusammenhalt und die lokale Demo-
kratie: Sie fördern beispielsweise das Zusam-
menleben vor Ort, die Kommunikation zwi-
schen Nachbarinnen und Nachbarn und die In-
klusion benachteiligter sozialer Gruppen. Es 
stellt sich daher die Frage, warum Politik und 
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Verwaltung viele Ressourcen in Engagement-
politik stecken, diese Potenziale dann aber 
nicht oder kaum erschließen. 

14. Die Entwicklung politischer Visionen un-
terstützt die langfristige Wirksamkeit und 
Handlungsfähigkeit von Stadtmacherinnen 
und Stadtmachern. Die langfristigen Wirkun-
gen der Initiativen hängen vor allem davon ab, 
ob es den Akteuren während der Dauer des 
Bestehens der Initiative gelingt, weiterge-
hende politische Visionen zu entwickeln und 
sich damit übergeordnete und weiterführende 
Arbeitsfelder zu erschließen. 

 

Politisierung und Zukunftsvisionen 

15. Die Skalierung von Zielen ist nicht nur eine 
politische Weiterentwicklung, sondern ermög-
licht auch eine längerfristige Verstetigung. In 
Bezug auf die untersuchten Initiativen kann 
festgestellt werden, dass diese auf übergeord-
nete Problemlagen stoßen und anfangen, sich 
mit diesen zu beschäftigen und diese verän-
dern zu wollen. Aus dieser Politisierung heraus 
entwickelt sich häufig eine übergeordnete Zu-
kunftsvision und eine Entwicklung von „Alter-
nativen“ zu gängigen Logiken, welche zu ei-
nem neuen Fokus der Initiativen werden kön-
nen und langfristiges Engagement generieren 
(siehe vorheriger Abschnitt). 

16. Stadtmacherinnen und Stadtmacher besit-
zen das Potenzial zum Nucleus neuer sozialer 
Bewegungen. Der Blick der Initiativen und ih-
rer Mitglieder wendet sich zunehmend von 
der Gestaltung lokaler Orte bzw. der Suche 
nach Lösungen für konkrete Problemstellun-
gen (z.B. Gestaltung öffentlicher Plätze, Schaf-
fung bezahlbaren Wohnraums oder Hilfe für 

Geflüchtete) hin zu übergeordneten gesell-
schaftlichen Fragen und den diesen zugrunde-
liegenden Ursachen (z.B. der Kritik an autoge-
rechter Stadt, Forderung nach sozialem Woh-
nen oder Empowerment und Inklusion von 
Geflüchteten). 

17. Der Spagat zwischen der Wirksamkeit vor 
Ort und einem Etablieren als stadtpolitischer 
Player ist die große Herausforderung erfolgrei-
cher Stadtmacherinnen und Stadtmacher. An-
gesichts dieser Fokusverschiebung stehen viele 
Initiativen vor der Herausforderung, das kon-
krete Anliegen vor Ort mit dem Engagement  
für das „große Ganze“ zu verknüpfen. Den 
Initiativen gelingt in der alltäglichen Arbeit der 
Spagat zwischen den unterschiedlichen Inte-
ressen ihrer Mitglieder vor allem durch die Ein-
bindung und Wertschätzung aller Beteiligten. 
Flache Hierarchien und gegenseitiger Aus-
tausch sorgen für einen gelingenden Binnen-
transfer politischer Zukunftsvisionen. 

 

Impulse… 

…für eine Verbesserung der Einbindung von 
Stadtmacherinnen und Stadtmachern in die 
Berliner Stadtentwicklungspolitik: 

Debatte über Kooperationskultur: Die Legiti-
mität von Stadtmacherinnen und Stadtma-
chern steht zur Debatte. Sie sind wirksame Ak-
teure, die Stadtentwicklung voranbringen 
können – gleichzeitig ebenso wenig repräsen-
tativ wie wirtschaftliche Investoren. Als Gover-
nance-Akteure und Sprachrohr zivilgesell-
schaftlicher Interessen benötigen sie eine An-
erkennung als ressourcenstarke und kompe-
tente Aushandlungspartnerinnen und –part-
ner. 
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Stadtmacherinnen und Stadtmacher stadtweit 
sichtbarer machen und Vernetzung intensivie-
ren: Erfolgreiche Stadtmacherinnen und Stadt-
macher stehen schnell vor der Herausforde-
rung, als Expertinnen und Experten in eigener 
Sache angefragt zu werden. Sie entwickeln 
sich von konkret lokal Engagierten zu stadt-
weit informell Involvierten. Um diesen Prozess 
zu unterstützen, bieten sich eine Verbesserung 
ihrer Sichtbarkeit und ihrer Vernetzung unter-
einander an – wenn sie dies denn wollen. 

Intermediarität als Stadtentwicklungsres-
source nutzen: Nach BauGB haben in der 
Stadtplanung und in der Politik Tätige die 
Pflicht, die Gemengelage der zu berücksichti-
genden Interessen zu ermitteln und zu ge-
wichten. Eine informelle Einbindung von 
Stadtmacherinnen und Stadtmachern ist da-
her häufig Alltagspraxis. Wie wir sehen, gilt 
dies aber nicht immer. Deshalb benötigen wir 
Strukturen, um diese informellen Kooperatio-
nen verlässlicher bzw. formeller zu gestalten. 

Verstetigung und Transfer von bezirklichen 
Schnittstellen: Die gelingenden Kooperations-
strukturen auf Bezirksebene bieten sich per-
spektivisch für eine Verstetigung und für einen 
Transfer an. Zum einen können sie verlässli-
cher gestaltet werden, indem sie innerhalb der 
Verwaltung vertikal und ressortübergreifend 
besser vernetzt werden. Zum anderen bieten 
sie sich für einen organisierten Erfahrungsaus-
tausch mit Dritten aus Politik, Verwaltung und 
Zivilgesellschaft an. 

Ansprechpersonen auf Landesebene: Um die 
Kompetenzen von Stadtmacherinnen und 
Stadtmachern bei den stadtentwicklungspoli-
tischen Herausforderungen auf Landesebene 
besser in Wert setzen zu können, ist die Be-
nennung konkreter formeller handlungsfeld-
spezifischer Ansprechpersonen empfehlens-
wert. So ließe sich von einer Kultur der Zustän-
digkeitsdelegation zu einer Kultur der gemein-
samen Verantwortungsübernahme gelangen. 
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